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(Nr. 10545.) Geſetz, betreffend Abänderung der Vorſchriften über die Zuſammenſetzung der 
Kreistage und über die Wahlen zum Provinziallandtag in der Provinz Poſen. 
Vom 4. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


IE 

Der Staat ift berechtigt, in der Provinz Poſen für jedes ihm gehörende 
ländliche Gut, welches den für Rittergüter im Artikel VI der Verordnung vom 
15. Dezember 1830 GGeſetz-Samml. 1832 S. 9) vorgeſchriebenen Erforderniſſen 
in bezug auf Größe und Kulturzuſtand entſpricht, die Kreisſtandſchaft und bei 
den Wahlen zum Provinziallandtage das Wahlrecht im Stande der Ritterſchaft 
mit je einer Stimme auszuüben. 5 

Die Zahl der Stimmen des Staates darf in einem Kreiſe ein Achtel der 
Geſamtzahl der Kreistagsmitglieder und in einem Wahlbezirke für die Wahlen 
zum Provinziallandtag ein Drittel der Zahl der Wahlberechtigten im Stande 
der Ritterſchaft nicht überſteigen. 

Bei Ausübung der Kreisſtandſchaft und bei den Wahlen zum Provinzial⸗ 
landtage kann ſich der Staat durch einen oder mehrere der im Kreiſe oder 
Wahlbezirke wohnhaften Domänenpächter, angeſtellten Oberförſter oder angeſeſſenen 
Rittergutsbeſitzer vertreten laſſen. 922 i 


Die Vorſchriften des $ AB und C der Kreisordnung für die Provinz Poſen 
vom 20. Dezember 1828 (Geſetz-Samml. 1829 S. 3) erhalten folgende Faſſung: 
B. Aus Deputierten der Städte. 
Jede Stadt entſendet einen Deputierten. Wenn eine Stadt jedoch 
nach der letzten allgemeinen Volkszählung mehr als 4000 Einwohner, 
Geſetz⸗Samml. 1904. (Nr. 1054510546) 50 
Ausgegeben zu Berlin den 3. September 1904. 


a 


mit Ausſchluß der aktiven Militärperſonen, hat, entſendet fie für je 
4000 Einwohner einen Deputierten, wobei Bruchteile von mehr als 
einhalb für voll gerechnet werden. 

C. Aus drei Deputierten der Landgemeinden. 

Durch Königliche Verordnung kann die Zahl der Deputierten der 
Landgemeinden in einzelnen oder in allen Kreiſen bis auf ſechs erhöht 
werden. 

Die beſtehenden Vorſchriften, wonach einzelnen Städten und den Land⸗ 
gemeinden einzelner Kreiſe eine größere Zahl von Deputierten zuſteht, bleiben 
unberührt. 

§ 3. 5 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1904 in Kraft. Der Miniſter 

des Innern erläßt die zur Ausführung erforderlichen Beſtimmungen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 4. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Frhr. v. Hammerſtein. Möller. v. Budde. v. Einem. 


(Nr. 10546.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Beſuche ländlicher Fortbildungsſchulen 
in der Provinz Heſſen-Naſſau. Vom 8. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie für die 
Provinz Heſſen⸗Naſſau, was folgt: 5 


\ Einziger Paragraph. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde kann für die nicht mehr 
ſchulpflichtigen unter 18 Jahre alten männlichen Perſonen für drei aufeinander 
folgende Winterhalbjahre die Verpflichtung zum Beſuch einer ländlichen Fort⸗ 
bildungsſchule begründet werden. 

In dem Statute ſind die zur Durchführung dieſer Verpflichtung erforder⸗ 
lichen Beſtimmungen zu treffen, insbeſondere ſind die zur Sicherung eines regel⸗ 
mäßigen Schulbeſuchs den Schulpflichtigen ſowie deren Eltern, Vormündern 
und Arbeitgebern obliegenden Verpflichtungen zu beſtimmen und diejenigen Vor⸗ 


SD En 


ſchriften zu erlaſſen, durch welche die Ordnung in der Fortbildungsſchule und ein 
gebührliches Verhalten der Schüler geſichert wird. Von der durch ſtatutariſche 
Beſtimmung begründeten Verpflichtung zum Beſuch einer Fortbildungsſchule ſind 
diejenigen befreit, welche die Berechtigung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt 
erworben haben, welche eine Innungs-, Fach- oder andere Fortbildungsſchule 
beſuchen oder einen entſprechenden anderen Unterricht erhalten, ſofern dieſer Schul— 
beſuch oder Unterricht von der höheren Verwaltungsbehörde als ein ausreichender 
Erſatz des allgemeinen Fortbildungsunterrichts anerkannt wird. Die Beſtimmung 
weiterer Ausnahmen durch das Statut iſt zuläſſig. 

An Sonntagen darf Unterricht nicht erteilt werden. 

Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft 
bis zu 3 Tagen für jeden Fall wird beſtraft, wer den vorſtehenden Beſtimmungen 
oder den erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Skagen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 8. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. v. Podbielski. 
v. Budde. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. das am 6. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut des Nemonien⸗ 
Deichverbandes zu Lauknen im Kreiſe Labiau durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 30 S. 382, aus⸗ 
gegeben am 28. Juli 1904, 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 27 S. 253, ausgegeben 
am 6. Juli 1904; 

2. das am 15. Juni 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Zippnow-Rederitz im Kreiſe Dt. Crone durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 31 S. 288, aus⸗ 
gegeben am 4. Auguſt 1904, 5 i 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Juni 1904, betreffend die Genehmigung 
von Beſchlüſſen des 19. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft, durch 
die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 32 S. 251, ausgegeben am 
6. Auguſt 1904, 


der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 32 S. 189, ausgegeben am 
6. Auguſt 1904, 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 33 S. 281, ausgegeben am 
12. Auguſt 1904, 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 31 S. 193, aus⸗ 
gegeben am 3. Auguſt 1904; 
„der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Juli 1904, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Schleswig zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn 
von Süderbrarup nach Kappeln in Anſpruch zu nehmenden Grund— 
eigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig 
Nr. 33 S. 295, ausgegeben am 13. Auguſt 1904; 
das am 6. Juli 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Bokel im Kreiſe Halle i. W. durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Minden Nr. 33 S. 210, ausgegeben am 13. Auguſt 
1904; 
das am 14. Juli 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Regulierung der Aue und Ramme zu Halvesboſtel im Kreiſe 
Harburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 33 
S. 245, ausgegeben am 12. Auguſt 1904; f 
der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Juli 1904, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Weſtprignitz ausgebaute Kunſtſtraße von Perleberg nach der Chauſſee 
Wilsnack⸗Kletzte mit einer Abzweigung vom Forſthaus Jackel nach 
der an der Berlin- Hamburger Eiſenbahn gelegenen Bude 139, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 
Nr. 34 S. 309, ausgegeben am 26. Auguſt 1904, 
. das am 24. Juli 1904 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband „Deichſchau Spillekeswardt“ im Kreiſe Rees durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 32 S. 259, ausgegeben 
am 13. Auguſt 1904; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Juli 1904, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Amtsverband des Oberamtsbezirkes Haiger- 
loch zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des für den Bau 
einer mittelbaren Landſtraße von Haigerloch nach Weildorf in Anſpruch 
zu nehmenden Grundeigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Ne 
gierung zu Sigmaringen Nr. 35 S. 127, ausgegeben am 26. Auguſt 
1904. ‘ 
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